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Weisungsgebundenheit und Eigenverantwortung im
Beurteilungsverfahren
Zugleich eine Anmerkung zum Urteil des Verwaltungsgerichts Neustadt
vom 8. Mai 2013 – 1 K 772/12.NW.

Dr. Hans Hermann Bowitz

Während die Rechtsprechung eine dienstliche Beurteilung nur
eingeschränkt überprüft, unterliegt das Beurteilungsverfahren
als solches der uneingeschränkten richterlichen Kontrolle.
Hiernach verlangen die Verwaltungsgerichte bei einem mehr-
stufigen Beurteilungsverfahren, dass die Erst- und Zweitbeur-
teiler ihre Funktionen jeweils eigenverantwortlich wahrnehmen
können. Ein Verfahren, welches darauf angelegt ist, durch ge-
zielte Einflussnahme der Hierarchie die Beurteilungsentschei-
dung des Erstbeurteilers vorwegzunehmen, verletzt den zu be-
urteilenden Beamten in seinen Rechten nach Art. 33 Abs. 2, 93
Abs. 1 Nr. 4a GG. Der Fall des Verwaltungsgerichts Neustadt
beschreibt ein sehr anschauliches Beispiel eines solchen rechts-
widrigen Beurteilungsverfahrens.

I. Ausgangslage

Nach ständiger Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte steht
dem Dienstherrn bzw. dem für ihn handelnden Vorgesetzten bei
der Erstellung einer dienstlichen Beurteilung als einem persön-
lichen Werturteil ein Beurteilungsspielraum zu, der gerichtlich
nur eingeschränkt überprüft werden kann.1 Diese Rechtspre-
chung blieb im Gegensatz zur Kontrolldichte von berufsbezo-
genen Prüfungsentscheidungen2 verfassungsrechtlich bislang
unbeanstandet.3 Offen ist jedoch, ob die vom Bundesverfas-
sungsgericht bei der Kontrolle von Prüfungsentscheidungen
aufgestellten Grundsätze auch auf dienstliche Beurteilungen
Anwendung finden können.4

Das Beurteilungsverfahren als solches unterliegt indessen der
uneingeschränkten richterlichen Nachprüfung; sie erstreckt
sich nicht nur auf die Frage, ob die Verfahrensvorschriften dem
allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG folgend ein-
gehalten worden sind. Vielmehr erfasst die richterliche Kon-
trolle ebenso die Frage, ob die Verfahrensvorschriften mit den
normativen Vorgaben im Einklang stehen, die das Beurteilungs-
geschäft prägen.5 Schließlich geht es neben dem effektiven Per-
sonaleinsatz im Interesse des Dienstherrn6 um nicht weniger als
das nach Art. 33 Abs. 2 GG schutzwürdige Interesse des Betrof-
fenen, nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung sein
angemessenes berufliches Fortkommen im öffentlichen Dienst
sichergestellt zu sehen.7

Nach der Rechtsprechung gehört zu den das Beurteilungsge-
schäft prägenden Vorgaben, dass es dem Dienstherrn grund-
sätzlich obliegt festzulegen, wer für die Abgabe einer dienstli-
chen Beurteilung zuständig ist8. In der Regel wird das der
unmittelbare Dienstvorgesetzte des Beamten sein, also der Lei-
ter der Beschäftigungsbehörde.9 Der Dienstherr ist zudem be-
fugt, ein mehrstufiges Beurteilungsverfahren vorzusehen und
neben dem Erstbeurteiler einen Zweitbeurteiler zu bestim-
men.10 Dahinter steckt die Vorstellung, dass der Erstbeurteiler
seine Kenntnisse von der Befähigung und den Arbeitsergebnis-
sen des zu beurteilenden Beamten möglichst umfassend in den
Beurteilungsvorgang einbringt, während der Zweitbeurteiler in
erster Linie – mit einem größeren Überblick ausgestattet – die

Anwendung gleicher Beurteilungsmaßstäbe gewährleistet.11

Dabei muss der Zweitbeurteiler den zu beurteilenden Beamten
nicht persönlich kennen. Es genügt, dass sich der Zweitbeurtei-
ler die notwendigen Kenntnisse verschaffen kann und ver-
schafft hat.12

Dem Dienstherrn ist es auch unbenommen, Richtwerte festzu-
legen, in denen das Verhältnis der anteiligen Noten und die je-
weils anzuwendenden Maßstäbe dargelegt werden.13 Hiernach
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